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ROCHE
Lohnsumme wird um
0,9 Prozent erhöht
Roche stellt im kommenden Jahr für
die gut 14 000 Mitarbeitenden in der
Schweiz 0,9 Prozent mehr Geld bereit.
Diese Erhöhung der Lohnsumme sei
in Verhandlungen mit Arbeitnehmer-
vertretungen vereinbart worden, gab
der Pharmakonzern am Donnerstag
bekannt. Die vorgesehene Erhöhung
erfolge in Anerkennung des hohen
Einsatzes der Mitarbeitenden. Zudem
seien die Löhne im Marktvergleich so-
wie die Entwicklung der Lebenshal-
tungskosten berücksichtigt. Die Erhö-
hung bildet den Rahmen für individu-
elle, leistungsabhängige Gehaltsan-
passungen ab dem 1. April 2017. (SDA)

HOCHZEITSMESSE
Keine Durchführung
mehr in Basel
Mitte November hat die Fest- und
Hochzeitsmesse Basel zum zweiten
Mal in den Hallen der Messe Schweiz
gastiert. Und es war gleichzeitig das
letzte Mal. Dies teilte die Veranstalte-
rin, die Olma Messen St. Gallen, ges-
tern mit. «Die Erfahrungen haben ge-
zeigt, dass die Messe am Standort Ba-
sel nicht an die erfolgreichen Durch-
führungen der Fest- und Hochzeits-
messen in St. Gallen und Zürich
anschliessen kann», so die Begrün-
dung. Das Marktpotenzial im Raum
Basel entspreche nicht den Erwartun-
gen. (BZ)

BVB
Bus 42 verbindet Roche
und Bahnhof SBB direkt
Ab Sonntag, 11. Dezember 2016, gilt
der neue Fahrplan der Basler Ver-
kehrs-Betriebe (BVB). Und ab dann
gibt es auch eine neue Direktverbin-
dung zwischen der Roche und dem
Bahnhof SBB: Die Buslinie 42 soll Be-
rufspendler-Ströme des Wettstein-
quartiers besser bedienen und wird
morgens zwischen 6.34 und 9.04 Uhr
sowie abends zwischen 16.10 und
18.40 Uhr verkehren, wie die BVB mit-
teilen. Dafür wird der Einsatzkurs der
Linie 30 vom Badischen Bahnhof bis
zur Roche eingestellt. Ausserdem bie-
tet der Südbadenbus neue Nachtver-
bindungen an: In den Nächten von
Freitag auf Samstag und von Samstag
auf Sonntag fährt die Buslinie 38 vom
Claraplatz via Badischer Bahnhof
nach Grenzach-Wyhlen. (BZ)

AESCHENGRABEN
Unterirdische
Sanierungen ab Januar
Das Tiefbauamt, die BVB und IWB sa-
nieren ab Januar 2017 unterirdische
Leitungen, die Strassen- und Trottoir-
beläge und das gesamte Gleistrassee
im Aeschengraben, wie einer gemein-
samen Medienmitteilung zu entneh-
men ist. Die Notwendigkeit einer Sa-
nierung sei dem Alter der Beläge und
der Infrastruktur geschuldet. Im Zuge
der Arbeiten werde die vom Bahnhof
SBB kommende rechte Seite des Ae-
schengrabens zu einem fussgänger-
freundlichen, begrünten Boulevard
ausgebaut – Velofahrende erhalten ei-
nen eigenen 1,5 Meter breiten Velo-
streifen. Die Arbeiten, die im Januar
2017 beginnen, dauern bis Dezember
2017 und kosten insgesamt rund 12
Millionen Franken. Für die Erneuerung
der Tramgleise ist der Aeschengraben
im Mai 2017 während gut zweier Wo-
chen für Trams gesperrt. (BZ)

BASEL TOURISMUS
Neuer Auftritt wegen
mehr Freizeittouristen
In den letzten Jahren haben vermehrt
Freizeitgäste den Weg nach Basel ge-
funden. Dies hat nun dazu geführt,
dass Basel Tourismus ein neues Cor-
porate Design erschaffen liess, wie Di-
rektor Daniel Egloff in einer Mitteilung
schreibt. Der seit 2002 bestehende
Claim «Culture Unlimited» wird beibe-
halten. Dafür wurde der übrige visuel-
le Auftritt komplett modernisiert. Eine
starke Typografie soll für eine hohe
Wiedererkennung sorgen. (BZ)

NACHRICHTEN

Mühsames Pendeln und Zeitverlust: Wer
am Departement für Sport, Bewegung und
Gesundheit (DSBG) der Universität Basel
studiert, forscht oder einer anderen Tätig-
keit nachgeht, ist oft unterwegs. Das Depar-
tement ist auf fünf Standorte in der ganzen
Stadt verteilt. «Durch das Pendeln bleibt
enorm viel Zeit auf der Strecke», erklärt De-
partmentsleiter Arno Schmidt-Trucksäss auf
Anfrage. Besonders ärgerlich ist das für Stu-
dierende. Sie müssen zum Teil für einzelne
Vorlesungen den Standort wechseln, was
Verspätungen zur Folge haben kann.
Schmidt-Trucksäss rechnet vor: «Wer von
der St. Jakob-Arena in die Sportpraxis im
Pfaffenholz und wieder zurück muss, ist
mit dem öffentlichen Verkehr mindestens
eine Stunde unterwegs.» Mit dem Velo sei
man auch nicht wesentlich schneller.

Um dieser Zeitverschwendung entgegen-
zuwirken, soll ein Neubau auf dem St. Ja-
kob-Areal entstehen, der alle 550 Studie-

renden und 100 Mitarbeitenden des DSBG
beherbergt. Davon profitierten auch die
Forscher, die effizienter miteinander arbei-
ten könnten, sagt Schmidt-Trucksäss. «Wir
wollen unseren Studierenden und Mitar-
beitenden gute und nicht provisorische Be-
dingungen bieten. Wir brauchen diesen
Neubau». Allerdings: Der 44-Millionen-Bau
verzögert sich, weil im Kanton Baselland
im Gegensatz zu Basel-Stadt noch keine
Vorlage existiert (bz von gestern).

Laufendes Projekt auf Eis
Basler Politikerinnen und Politiker re-

agieren erstaunt und enttäuscht. «Ich finde
das Vorgehen der Baselbieter Regierung
problematisch», sagt FDP-Präsident Luca
Urgese. Ständig bekomme man zu hören,
das Baselbiet solle Uni-Standort werden.
Nun, da sich die Chance zum Ausbau böte,
werde er blockiert. LDP-Präsidentin Patri-
cia von Falkenstein versteht angesichts der
schwierigen Baselbieter Finanzlage, dass es
keine neuen Projekte gibt. «Dass man aber
ein laufendes Projekt wie den Sport-Neu-
bau nicht vorantreibt, ist etwas anderes»,
kritisiert von Falkenstein. «Das lähmt und
schadet der Uni, Basel und auch Basel-
land.» Etwas erstaunt ist derweil SP-Gross-
rätin Tanja Soland. Ein Aufstand bringe
aber wohl nichts, man müsse erst die Ver-
handlungen zum Leistungsauftrag 2018 bis
2021 der Uni abwarten. CVP-Grossrat Os-
wald Inglin findet die Verzögerung un-

schön, sagt aber, es gebe Bauten wie das
Biozentrum, die wichtiger seien und deren
Finanzierung gesichert sein müsse.

Regierungen rennt die Zeit davon
Begrüsst wird der Marschhalt bei den

Uni-Bauten derweil im Baselbiet. FDP-Land-
rat Michael Herrmann sagt: «Jetzt zunächst
mal durchzuatmen, macht Sinn.» Er ver-
weist auf das riesige Investitionsprogramm
der Uni: «Die Wünsche belaufen sich auf
rund eine Milliarde Franken. Da muss zu-
erst eine Priorisierung nach strategischen
Überlegungen vorgenommen werden.»

Grünen-Fraktionschef Klaus Kirchmayr
mag die Abwarte-Taktik nicht loben, sagt
aber: «Es braucht jetzt eine Gesamtlösung,
die das Globalbudget 2018 bis 2021, den Im-
mobilienvertrag, die Frage der Baselbieter
Uni-Standorte und die strategische Positio-
nierung der Uni unter einen Hut bringt.»
Das Problem: Den Regierungen renne die
Zeit davon. Im Frühling 2017 sollten die bei-
den Parlamente Vorlagen für den Uni-Leis-
tungsauftrag 2018 bis 2021 auf dem Tisch
haben, damit dieser rechtzeitig beraten
werden kann. Dem Vernehmen nach ver-
spürt die Baselbieter Regierung aber grosse
Unlust, mit den bisherigen Basler Verhand-
lungsführern, Regierungspräsident Guy Mo-
rin und Erziehungsdirektor Christoph Ey-
mann, weiterzuverhandeln. Beide scheiden
bald aus dem Amt aus und zeigen sich zu-
dem aus Baselbieter Optik unnachgiebig.

VON MARK WALTHER, HANS-MARTIN JERMANN
DANIEL BALLMER, UND BENJAMIN ROSCH

«Wir brauchen diesen Neubau»
Campus Sport Baselland zögert
den Uni-Neubau hinaus. Der Chef
des Sportdepartements erklärt,
weshalb das Gebäude nötig ist.
Derweil reagieren Basler Politiker
verärgert auf den Marschhalt.

Millionen Franken kostet
der Neubau für das Departe-
ment für Sport, Bewegung
und Gesundheit, der auf dem
St. Jakob-Areal entstehen soll.
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Emmanuel Ullmann wird den Eindruck
nicht los, «dass der Regierungsrat intrans-
parent informiert». Eine rechtzeitige Kom-
munikation wäre «fair und transparent» ge-
wesen, erklärt der frisch gewählte GLP-
Grossrat auf Twitter. Erst gestern hatte die
Basler Regierung mitgeteilt, dass die Dienst-
wagen-Kaderprivilegien im Justiz- und Si-
cherheitsdepartement von einem Externen
untersucht werden; nachdem dies die «Bas-
ler Zeitung» bereits publik gemacht hatte.
Der Leitende Berner Staatsanwalt Hans-Pe-
ter Schürch ist demnach zum ausserordent-
lichen Staatsanwalt ernannt worden.

Auslöser war die Strafanzeige eines Priva-
ten, die den Verdacht auf möglichen Steuer-
betrug, Urkundenfälschung und Amtsmiss-
brauch äussert. Um Vorwürfe der Befangen-
heit zu vermeiden, beantragte die Basler
Staatsanwaltschaft der Regierung, die Un-
tersuchungen extern zu vergeben. Diesem
Antrag folgte die Regierung schon am 1. No-
vember. Die Ernennung erfolgte somit fast
vier Wochen vor dem zweiten Wahlgang in
die Basler Regierung, bei dem der mit Vor-
würfen zur Sache belastete Regierungsrat
Baschi Dürr kandidierte. Am Sonntag war
der Freisinnige wiedergewählt worden, mit
1800 Stimmen Vorsprung auf Basta-Heraus-
forderin Heidi Mück. Die «BaZ» äussert den
Verdacht, die Regierung habe die Wahlen
beeinflusst, indem sie die Untersuchung be-
wusst verschwieg.

Mehr Transparenz erwünscht
Gegen diesen Vorwurf wehrt sich die Re-

gierung: Sie pflege die Einsetzung ausser-
ordentlicher Staatsanwälte nicht zu kom-
munizieren, «da dies das betreffende Straf-
verfahren beeinflussen und die Rechte der
betroffenen Personen berühren könnte».
Der eingesetzte Staatsanwalt sei frei, was
er wie kommunizieren will. Damit ist SP-
Grossrätin Tanja Soland nicht ganz ein-
verstanden. «Die Regierung hätte trans-
parenter sein dürfen, wenn sich die Unter-
suchung gegen ein Regierungsmitglied
richtet», findet die Präsidentin der gross-
rätlichen Justizkommission. Aber: Die Re-
gierungswahl sei deswegen nicht beein-
flusst worden. Der grundsätzliche Sachver-
halt sei der Öffentlichkeit ohnehin bekannt
gewesen. Die Strafanzeige ändere nichts
und sei daher nicht relevant.

Gar kein Problem im Vorgehen der Re-
gierung kann LDP-Grossrat André Auderset
erkennen: «Dass ein ausserordentlicher
Staatsanwalt ernannt wurde, ist normales
Vorgehen, wenn sich ein Regierungsmit-

glied oder hohe Kader mit einer Strafanzei-
ge konfrontiert sehen», sagt das Mitglied
der Justizkommission. Damit werde jeder
Anschein von Befangenheit vermieden.
Und: Über die Berechtigung der Strafanzei-
ge sei damit nicht das Geringste gesagt. Es
sei vielmehr durchaus denkbar, dass eine
Nichtanhandnahme oder Einstellung des
Verfahrens verfügt werde. Auderset: «In
der Öffentlichkeit wäre dies aber nur
schwer zu vermitteln gewesen.»

Da kann ja jeder Anzeige erstatten
Naturgemäss stellt sich auch FDP-Präsi-

dent Luca Urgese vor seinen Regierungs-
rat: «Die Regierung hat richtig gehandelt.
In den USA hat die Untersuchung des FBI
gegen Hillary Clinton das Wahlergebnis
wahnsinnig beeinflusst. Im Nachhinein
musste das FBI zurückkrebsen.» Schliess-
lich könne ja jeder eine Strafanzeige erstat-
ten. Zudem: Ein Auftrag an einen externen
Staatsanwalt sei auf der Hand gelegen. Die
Anzeige sei ja ohnehin bereits öffentlich

bekannt gewesen. Damit könne eine solche
Bekanntgabe die Chancen eines Regie-
rungskandidaten massiv beeinträchtigen,
ergänzt Auderset, obwohl nichts Neues
passiert sei. «Konsequent weitergedacht,
könnten solche Anzeigen in Zukunft ein In-
strument des Wahlkampfes werden»,
warnt der LDP-Grossrat.

Wie Schürch selber klar stellt, stehe
noch gar nicht fest, ob eine eigentliche
Strafuntersuchung eingeleitet wird. Zu-
nächst will der ausserordentliche Staats-
anwalt vorabklären, ob genügend Anhalts-
punkte für Straftatbestände vorliegen; falls
nicht, komme es zu einer zur Nichtan-
handnahme. Für diese Vorabklärungen
brauche er noch etwa eine bis zwei Wo-
chen, sofern nicht noch zusätzliche Unter-
lagen nötig werden. Den Entscheid über
das Einleiten einer Strafuntersuchung will
Schürch mitteilen. Im Übrigen handle es
sich bei den meisten Vorwürfen um Offizi-
aldelikte; sie wären also auch ohne die An-
zeige zu untersuchen gewesen.

Dienstwagen-Affäre Die Strafuntersuchung sei für die Öffentlichkeit nicht relevant

Politiker stellen sich vor Dürr
VON DANIEL BALLMER

«Konsequent
weitergedacht,
könnten solche
Anzeigen in Zukunft
ein Instrument
des Wahlkampfs
werden.»
André Auderset LDP-Grossrat

Justizdirektor Baschi Dürr selber will sich zur Strafuntersuchung nicht äussern. KEYSTONE


